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         Satzung des Gewerbeverbandes Unterhaching e.V. 

 
 

§ 1 Name, Sitz und Geschäftsjahr 

 

Der Verein führt den Namen „Gewerbeverband Unterhaching“. Der Verein hat seinen Sitz in 

Unterhaching. Das Geschäftsjahr des Vereines ist das Kalenderjahr. 

 

 

§ 2 Zweck des Vereins 

 

Der Gewerbeverband bezweckt die Förderung der Handel- und Gewerbetreibenden in Unterhaching 

und der näheren Umgebung. Ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb ist nicht  

bezweckt. 

 

 

§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft 

 

Ordentliches Mitglied kann jede natürliche Person, jede Personengesellschaft sowie jede juristische 

Person werden. Voraussetzung dafür ist, dass sie in Unterhaching ein Gewerbe ausübt. Wird das 

Gewerbe in einem anderen Ort betrieben, so ist eine Mitgliedschaft nur möglich, wenn noch kein 

anderes Mitglied das gleich Gewerbe in Unterhaching ausübt. Über die Aufnahme entscheidet auf 

schriftlichen Antrag die Vorstandschaft. Gegen eine Ablehnung ist Berufung an die nächste ordentliche 

Mitgliederversammlung möglich. Der Rechtsweg ist damit nicht ausgeschlossen. 

 

Verlegt ein Mitglied seinen Gewerbebetrieb aus Unterhaching in einen anderen Ort, entscheidet die 

Vorstandschaft, ob und in welchem Umfang eine weitere Mitgliedschaft über den Zeitpunkt der 

Verlegung hinaus möglich ist. 

 

 

§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft 

 

Die Mitgliedschaft endet 

 

a) mit dem Tod des Mitgliedes 

b) durch freiwilligen Austritt 

c) durch Ausschluss aus dem Verein 

 

Der freiwillige Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber einem Mitglied der 

Vorstandschaft. Er ist nur zum Schluss eines Kalenderjahres unter Einhaltung einer Kündigungs- 

frist von drei Monaten zulässig. 

Ein Mitglied kann, wenn es gegen die Vereinsinteressen gröblich verstoßen hat, durch Beschluss der 

Vorstandschaft aus dem Verein ausgeschlossen werden. Vor der Beschlussfassung ist dem Mitglied 

unter Setzung einer angemessenen Frist Gelegenheit zu geben, sich persönlich vor der Vorstandschaft 

oder schriftlich zu rechtfertigen. Der Beschluss über den Ausschluss ist mit Grün- 

den schriftlich zu versehen und dem Mitglied mittels eingeschriebenem Briefes bekanntzumachen. 



Gegen den Ausschließungsbeschluss der Vorstandschaft steht dem Mitglied das Recht der Berufung an 

die Mitgliederversammlung zu. Die Berufung muss innerhalb einer Frist von einem Monat ab Zugang 

des Ausschließungsbeschlusses bei der Vorstandschaft eingelegt werden. Ist die Berufung fristgerecht 

eingelegt, so hat die Vorstandschaft innerhalb von 2 Monaten die Mitgliederversammlung zur 

Entscheidung über die Berufung einzuberufen. Geschieht das nicht, gilt der Ausschließungsbeschluss 

als nicht erlassen. Macht das Mitglied von dem Recht der Berufung gegen den 

Ausschließungsbeschluss keinen Gebrauch oder versäumt es die Berufungsfrist so unterwirft es sich 

damit dem Ausschließungsbeschluss. 

 

 

§ 5 Mitgliedsbeiträge 

 

Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe des jahresbeitrages und dessen Fälligkeit 

werden von der Mitgliederversammlung bestimmt. 

 

 

§ 6 Organe des Vereins 

 

Organe des Vereins sind 

 

a) der Vorstand 

b) der Beirat 

c) die Mitgliederversammlung 

 

 

§ 7 Der Vorstand 

 

Der Vorstand besteht aus 

 

a) dem 1. Vorsitzenden 

b) dem stellvertretenden Vorsitzenden 

c) dem Schatzmeister 

d) dem Schriftführer 

 

Zur Vertretung des Vereins ist der 1. Vorsitzende und der stellv. Vorsitzende einzeln befugt, 

Schatzmeister und Schriftführer sind gemeinsam vertretungsberechtigt. Der Vorstand ist für alle 

Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht durch die Satzung einem anderen 

Vereinsorgan zugewiesen sind. 

Er hat vor allem folgende Aufgaben: 

1. Vorbereitung der Mitgliederversammlungen und Aufstellung der Tagesordnungen 

2. Einberufung der Mitgliederversammlungen 

3. Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung 

4. Aufstellung eines Haushaltsplanes für jedes Geschäftsjahr, Buchführung, Erstellung eines  

    Jahresberichtes. 

5. Bestellung eines Geschäftsführers nach Maßgabe der vorhandenen Mittel. 

5. Beschlussfassung über Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern. 



 

Der Vorstand ist verpflichtet, in allen wichtigen Angelegenheiten die Meinung des Beirates einzuholen.  

Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von 2 Jahren, vom Tag der Wahl an 

gerechnet, gewählt; er bleibt jedoch bis zur Neuwahl eines Vorstandes im Amt. Jedes 

Vorstandsmitglied ist einzeln zu wählen. Schiedet ein Mitglied des Vorstandes während der 

Amtsperiode aus, so kann der Vorstand ein Ersatzmitglied für die restliche Amtsdauer des 

Ausgeschiedenen wählen. 

 

 

§ 8 Beschlussfassung des Vorstandes 

 

Der Vorstand fasst seine Beschlüsse im allgemeinen in Vorstandssitzungen, die vom Vorsitzenden, bei 

dessen Verhinderung  vom stellv. Vorsitzenden, einberufen werden. In jedem Fall ist eine Ein-

berufungsfrist von drei Tagen einzuhalten. Einer Mitteilung der Tagesordnung bedarf es nicht. Der 

Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte, darunter der Vorsitzende anwesend sind. Bei 

der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Bei 

Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Leiters der Vorstandssitzung. Die Beschlüsse des 

Vorstandes sind zu Beweiszwecken in ein Beschlussbuch einzutragen und vom Sitzungsleiter zu 

unterzeichnen. Die Niederschrift soll Ort und Zeit der Vorstandssitzung, die Namen der Teilnehmer, 

die gefassten Beschlüsse und das Abstimmergebnis enthalten. Ein Vorstandsbeschluss kann auf 

schriftlichem Wege gefasst werden, wenn alle Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung zu der zu 

beschließenden Regelung erklären. 

 

 

§ 9 Der Beirat 

 

Der Beirat besteht aus sechs Mitgliedern des Vereins. Er wird auf die Dauer von 2 Jahren, vom Tage 

der Wahl an gewählt; er bleibt jedoch bis zu Neuwahl des neuen Beirats im Amt. Jedes Mitglied, ist 

einzeln zu wählen. Der Beirat hat die Aufgabe, den Vorstand in allen wichtigen Vereinsan- 

gelegenheiten zu beraten. Mindestens zweimal im Jahr soll eine Sitzung des Beirates stattfinden. Sie 

wird vom Vorsitzenden des Vereins mit einer Frist von mindestens drei Wochen einberufen. Einer 

Mitteilung der Tagesordnung bedarf es nicht. Sie muss einberufen werden, wenn mindestens zwei 

Beiratsmitglieder die Einberufung der Sitzung vom Vorstand verlangt haben, berechtigt, selbst die 

Sitzung einzuberufen. 

Zu den Sitzungen des Beirates haben alle Vorstandsmitglieder Zutritt, auch das Recht der Diskussion, 

aber kein Stimmrecht. Die Vorstandsmitglieder sind von den Sitzungen des Beirates zu verständigen. 

Die Sitzungen des Beirats werden vom Vorsitzenden des Vereins geleitet; ist dieser verhindert, 

bestimmen die erschienen Mitglieder den Sitzungsleiter. Der Beirat bildet seine Meinung durch 

Beschlussfassung. 

Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen, gültigen Stimmen. 

Scheidet ein Mitglied des Beirates vorzeitig aus, so kann der Beirat für die restliche Amtsdauer des 

ausgeschiedenen Mitglieds ein Ersatzmitglied wählen. 

Die Beschlüsse des Beirates sind zu Beweiszwecken in ein Beschlussbuch einzutragen und vom 

Sitzungsleiter zu unterschreiben.  

 

 



§ 10 Die Mitgliederversammlung 

 

In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied eine Stimme. Zur Ausübung des Stimmrechts kann 

ein anderes Mitglied schriftlich bevollmächtigt werden. Die Bevollmächtigung ist für jede 

Mitgliederversammlung gesondert zu erteilen. Ein Mitglied darf jedoch nicht mehr als drei fremde 

Stimmen vertreten. Die Mitgliederversammlung ist ausschließlich für folgende Angelegenheiten 

zuständig: 

1. Genehmigung des vom Vorstand aufgestellten Haushaltsplans für das nächste Geschäftsjahr;  

    Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstandes; Entlastung des Vorstandes. 

2. Festsetzung der Höhe und der Fälligkeit des Jahresbeitrages 

3. Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes und des Beirats 

4. Beschlussfassung über die Änderung der Satzung und über die Auflösung des Vereins. 

5. Beschlussfassung über die Berufung gegen einen Ausschließungsbeschluss des Vorstandes 

6. Ernennung von Ehrenmitgliedern 

In Angelegenheiten, die in den Zuständigkeitsbereich des Vorstandes fallen, kann die Mitgliederver-

sammlung Empfehlungen an den Vorstand beschließen. Der Vorstand kann seinerseits in Angele-

genheiten seines Zuständigkeitsbereiches die Meinung der Mitgliederversammlung einholen. 

 

 

§ 11 Die Einberufung der Mitgliederversammlung 

 

Mindestens einmal im Jahr, möglichst im ersten Quartal, soll die ordentliche Mitgliederversammlung 

stattfinden. Sie wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen schriftlich unter 

Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Frist beginnt, mit dem auf die Absendung des Ein-

ladungsschreibens, folgenden Tag. Das Einladungsschreiben gilt dem Mitglied als zugegangen, wenn es 

an die letzte vom Mitglied dem Verein bekanntgegebene Adresse gerichtet ist. Die Tagesordnung setzt 

der Vorstand fest. 

 

 

§ 12 Die Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 

 

Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, bei dessen Abwesenheit vom stellv. Vors- 

sitzenden oder einem anderen Vorstandsmitglied geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, 

bestimmt die Versammlung den Leiter. Bei Wahlen kann die Versammlungsleitung für die Dauer des 

Wahlganges und der vorgehenden Diskussion einem Wahlausschuss übertragen werden. Die Art der 

Abstimmung bestimmt der Versammlungsleiter. Die Abstimmung muss schriftlich durch- 

geführt werden, wenn ein Drittel der erschienenen stimmberechtigten Mitglieder dies beantragt. 

Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen 

Stimmen; Stimmenthaltungen bleiben dabei außer Betracht. Zur Änderung der Satzung ist jedoch eine 

Mehrheit von dreiviertel der abgegebenen gültigen Stimmen, zur Auflösung des Vereins eine solche 

von vier Fünfteln erforderlich. 

Für Wahlen gilt folgendes: 

Hat im ersten Wahlgang kein Kandidat die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen erreicht, findet 

eine Stichwahl zwischen den Kandidaten statt, die die beiden höchsten Stimmzahlen erreicht haben. 

Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom jeweiligen 

Versammlungsleiter zu unterzeichnen ist. Es soll folgende Feststellungen enthalten: Ort und Zeit der 



Versammlung, die Person des Versammlungsleiters, die Zahl der erschienenen Mitglieder, die 

Tagesordnung, die einzelnen Abstimmungsergebnisse und die Art der Abstimmung. Bei 

Satzungsänderungen soll der genaue Wortlaut angegeben werden. 

 

 

§ 13 Nachträgliche Anträge zur Tagesordnung 

 

Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor dem Tag der Mitgliederversammlung bei dem 

Vorstand schriftlich beantragen, dass weitere Angelegenheiten nachträglich auf die Tagesordnung 

gesetzt werden.  

Der Versammlungsleiter hat zu Beginn  der Mitgliederversammlung die Tagesordnung entsprechend zu 

ergänzen. Über Anträge auf Ergänzung  der Tagesordnung, die erst in der Mitgliederversammlung 

gestellt werden, beschließt die Mitgliederversammlung. Zur Annahme ist einfache Mehrheit 

erforderlich. 

 

 

§ 14 Außerordentliche Mitgliederversammlung 

 

Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberufen. Diese muss 

einberufen werden, wenn das Interesse des Vereins dies erfordert oder wenn die Einberufung von einem 

Drittel aller Mitglieder schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe vom Vorstand verlang 

wird. Für die außerordentliche Mitgliederversammlung gelten die §§ 10, 11, 12 und 13 entsprechend. 

 

 

§ 15 Auflösung des Vereins und Anfallberechtigung 

 

Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit der im § 15 festgelegten 

Stimmenmehrheit beschlossen werden. Sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, 

ernennt der Vorsitzende Liquidatoren. das nach Beendigung der Liquidation vorhandene 

Vereinsvermögen fällt einem ortsgebundenen Wohltätigen Zweck zu. 

Die Vorstehenden Vorschriften gelten entsprechend für den Fall, dass der Verein aus einem anderem 

Grund aufgelöst wird und seine Rechtsfähigkeit verliert. 

 

Die vorstehende Satzung wurde von der Mitgliederversammlung am 10.10.1977 beschlossen. 

 

München, den 27.10.1977 

 

Eingetragen im Vereins-Register 

 

Bd Nr.  9286  am  5.  Mai  1978 

München, den 5. Mai 1978 

Amtsgericht München, Registergericht 

Die Satzung wurde geändert in der Mitgliederversammlung am 11.3.1985 

 

 
 


